
mangels Beweises freigesprochen. Auf den Protest des Staatsanwalts 
wurde das Urteil aufgehoben und die Sache zur nochmaligen Verhand
lung an das erstinstanzliche Gericht mit der Weisung zurückverwiesen, 
weitere konkret bestimmte Beweiserhebungen vorzunehmen, von 
deren Ergebnis die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Angeklagten 
abhängt. Weiter bestimmt die Weisung, daß der Angeklagte gemäß 
§ 223 a StGB zu bestrafen ist, wenn der Vorsatz des Angeklagten, sein 
Opfer körperlich zu mißhandeln, festgestellt wird. Ergibt die Beweis
aufnahme — so heißt es in der Weisung weiter —, daß der Tod des Y. 
auf eine Körperverletzung durch den Angeklagten zurückzuführen ist, 
so wird dieser gemäß § 226 StGB zu verurteilen sein.

Während die Weisung in bezug auf die noch durchzuführenden Be
weiserhebungen für das erstinstanzliche Gericht absolut bindend ist, 
ist sie es zur rechtlichen Würdigung nur relativ, je nach dem Ergebnis 
der Beweisaufnahme. Ob eine absolute oder relative Weisung zu er
gehen hat, läßt sich nur vom Gegenstand der Weisung her ent
scheiden.59 Oft werden beide Formen der Weisung miteinander ver
bunden.

Die Unterscheidung der Weisungen in absolute und relative ist von 
praktischer Bedeutung für ihre Formulierung durch das Rechtsmittel
gericht und ihre Erfüllung seitens des erstinstanzlichen Gerichts.

B.
Durch die Weisungen erfolgt stets eine Bindung des erstinstanz

lichen Gerichts an den Willen des Rechtsmittelgerichts. Folglich wird 
damit die Entscheidungsfreiheit des an sie gebundenen Richters ein
geschränkt.60 Das ist, wie oben dargelegt, im Hinblick auf die Wirk
samkeit des Rechtsmittelverfahrens notwendig. Diese notwendige Ein
schränkung wird im allgemeinen anerkannt.

Diskussionen hat es in der Praxis hinsichtlich der Weisungen zum 
Strafmaß gegeben, speziell aber nur zur Straf höhe.61 Da das Rechts
mittelgericht auch die Strafhöhe nachzuprüfen hat — die bekanntlich 
auch für sich allein angefochten werden kann —, erstreckt sich seine 
Weisungsbefugnis auch auf die Straf höhe. Soweit die Weisung zur 
Straf höhe im Zusammenhang mit anderen Weisungen, beispielsweise
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